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Wahlsieg für Urtubey
Kirchner-treuer Gouverneur von Salta im Amt bestätigt
Juan Manuel Urtubey (M.) feiert seinen Sieg. Links im Bild ist Innenminister Florencio Randazzo. (Foto: salta.gov.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - Juan Manuel Urtubey bleibt weiterhin Gouverneur der Provinz Salta. Mit 51,2 Prozent behauptete sich der Kirchner-treue Politiker, der somit eine dritte Amtszeit antreten kann. Der 45-Jährige verbesserte sein Ergebnis aus der Vorwahl Anfang April, als er 47,25 Prozent erzielte. Urtubeys gefährlichster Widersacher, der einstige Gouverneur Juan Carlos Romero, musste sich hingegen klar geschlagen geben: Der abtrünnige Peronist brachte es lediglich auf 30,6 Prozent der Stimmen.
Das drittbeste Ergebnis erzielte Miguel Nanni, der Kandidat des Bündnisses UCR-UNEN-PS, der 8,27 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen konnte. Er schnitt somit besser ab als Claudio del Plá (6,24 %), der für die Arbeiterpartei ins Rennen gegangen war. Cecilia Gómez (Neue Linke, 1,89 %) und Edmundo Falú (Volksfront, 1,74 %) rangierten unter „ferner liefen“.
Urtubey feierte seinen Wahlsieg gemeinsam mit Bundespolitkern wie Innenminister Florencio Randazzo, Kabinettschef Aníbal Fernández und Julian Domínguez, dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses.
In seiner Ansprache meinte der Wahlsieger: „In Salta sehen wir Fortschritt, aber auch Leid. Es muss mehr Fortschritt und weniger Leid geben“, so Urtubey vor dem Hintergrund hoher Armutszahlen und großer Ungleichheit in seiner Provinz.
Der Gouverneur dankte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner für deren „enormes Engagement“ für Salta. Urtubey stattete der Staatschefin am Montag einen Antrittsbesuch in Olivos ab.
Die am Wahlabend anwesenden Bundespolitikern ermahnte Urtubey, bei ihrem politischen Handeln Verständnis für die Situation der Produzenten und Arbeiter in Salta und anderen Provinzen des wirtschaftlich unterentwickelten Nordens aufzubringen: „Wir wollen ein Argentinien, das alle integriert.“
Die Vertreter der Nationalregierung werteten den Erfolg Urtubeys als Bestätigung für einen Kurs, der sich auch bei den Wahlen auf nationaler Ebene im August und Oktober durchsetzen werde. Innenminister Randazzo hob aber auch den persönlichen Anteil Urtubeys hervor: „Ich habe eine enorme Bewunderung für Juan Manuel, weil er es geschafft hat, die Errungenschaften der Nationalregierung in der Provinz Salta umzusetzen.“
Nicht vor Ort in Salta war Daniel Scioli, der Gouverneur der Provinz Buenos Aires und neben Randazzo einziger Vorkandidat des Regierungslagers für die Präsidentschaftswahlen. Scioli gab an, aufgrund von Erschöpfung und einer Stimmstörung nicht in den Nordwesten habe reisen können. So musste er mit ansehen, wie Randazzo sich auf dem Siegerbild neben Urtubey in Szene setzen konnte.
Wermutstropfen für Urtubey war indes das Ergebnis der Bürgermeisterwahlen in der Provinzhauptstadt Salta. Dort setzte sich mit Gustavo Sáenz ein Parteigänger von Sergio Massa, dem Vorsitzenden der Erneuerungsfront (FR), durch. Er erreichte 41,1 Prozent der Stimmen. Sein Kirchner-treuer Widersacher Javier David musste sich hingegen mit 33,93 Prozent begnügen. Das drittbeste Ergebnis erzielte mit 12,46 Prozent Pablo López, der Kandidat der Arbeiterpartei.
Argentinien
De la Sota tritt an
Córdobas Gouverneur strebt Präsidentschaft an
Der abtrünnige Peronist José Manuel de la Sota. (Foto: Ezsaro)
Buenos Aires (AT/mc) – Córdobas Gouverneur José Manuel de la Sota hat erneut seine Ambitionen angemeldet, um das Präsidentenamt kämpfen zu wollen. Bei einer eigens inszenierten Großveranstaltung im Stadion des Fußballclubs Belgrano de Córdoba verkündete der abtrünnige Peronist am Sonnabend, bei den Vorwahlen im August innerhalb des Wahlbündnisses „Vereint für ein neues Argentinien“ (UNA) antreten zu wollen. Im Rahmen dieser Allianz will er sich mit Sergio Massa, dem Vorsitzenden der Erneuerungsfront (FR), messen. So soll geklärt werden, wer von den beiden das Bündnis UNA bei den Hauptwahlen im Oktober als Kandidat vertreten soll.
„Ich will ein Präsident sein ohne Vorrechte und Privilegien – in einem Argentinien, in dem alle Einwohner Bürger erster Klasse sind“, rief der 65-Jährige den rund 35.000 Teilnehmern zu. Er behauptete, die Anwesenden seien Zeugen eines historischen Ereignisses. Denn es markiere den Auftakt zur Beendigung der Inflation und zur Wiederherstellung der argentinischen Wirtschaftskraft: Es sei das Startsignal für „20 Jahre Fortschritt und Wachstum“.
De la Sota versprach, die Schwarzarbeit im Land zu beseitigen und 5 Millionen neue Arbeitsplätze zu schaffen. Zudem wolle er das Steuersystem komplett reformieren, was die Steuerlast der Bürger um etwa 30 Prozent reduzieren werde, so der Gouverneur, der zwar wie Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner der Peronistischen Parei (PJ) angehört, sich aber seit Jahren auf Konfrontationskurs zur Nationalregierung befindet.
Argentinien
Bahn verstaatlicht
Cristina und Randazzo verkündeten Maßnahme
Buenos Aires (AT/mc) - Die Verstaatlichung der Eisenbahnen ist beschlossene Sache. Dies verkündeten Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und Transportminister Florencio Randazzo am Mittwoch bei einer Veranstaltung im Zugbahnhof Retiro, die auch auf allen frei zugänglichen TV-Kanälen übertragen werden musste.
Die Staatschefin forderte die anwesenden Bahnbeschäftigten auf, die Züge gut zu pflegen. Sie erinnerte daran, dass einst der schlechte Zustand der Züge und Bahnanlagen als Argument dazu gedient hatte, die Bahn zu privatisieren.
Auch weiterhin würden Bahnfahrten durch den Nationalstaat subventioniert werden, versprach Cristina. Dadurch werde auch das Portemonnaie der arbeitenden Bevölkerungsschichten geschont und deren Kaufkraft gestärkt.
Für Randazzo, der sich bei den kommenden Wahlen um die Nachfolge Cristinas als Staatsoberhaupt bemüht (siehe unten), war es eine günstige Gelegenheit, sich öffentlichkeitswirksam ins Bild zu rücken. Er kündigte an, die Errungenschaften der Kirchner-Regierungen fortsetzen zu wollen und nannte neben der Eisenbahnverstaatlichung auch die Themen Menschenrechte, Durchsetzung des neuen Mediengesetzes sowie das TV-Programm „Fußball für alle“ als Beispiele dafür.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Scioli vs. Randazzo
Innerhalb des Regierungslagers läuft alles auf einen Zweikampf zwischen Innen- und Verkehrsminister Florencio Randazzo und Daniel Scioli, dem Gouverneur der Provinz Buenos Aires, hinaus. Sollten nicht doch noch kurzfristige Überraschungen eintreten, kämpfen diese beiden Politiker bei den Vorwahlen (PASO) im August darum, wer Kandidat der Kirchner-treuen „Siegesfront“ bei den Präsidentschaftswahlen im Oktober wird. Alle weiteren bisherigen Aspiranten haben gemäß dem Wunsch von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ihre Bewerbungen zurückgezogen. Die Staatschefin hatte vor wenigen Tagen eine entsprechende Weisung erteilt (wir berichteten). Dieser folgten in den vergangenen Tagen nun Verteidigungsminister Agustín Rossi, Entre Ríos-Gouverneur Sergio Urribarri sowie der einstige Außenminister Jorge Taiana, der gegenwärtig zur Führungsriege der regierungsnahen „Evita-Bewegung“ gehört. Kabinettschef Aníbal Fernández sowie Parlamentspräsident Julián Domínguez hatten bereits zuvor erklärt, sich statt des Präsidentenamtes um den Gouverneursposten in der Provinz Buenos Aires bemühen zu wollen (siehe auch Wochenübersicht). Bis zum 20. Juni, dem Fristende zur Einreichung der Vorkandidaturen, muss nun noch geklärt werden, wer die jeweiligen Vizekandidaten werden.
Ehrung für Cristina
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wird mit einem Ehrenpreis der Welternährungsorganisation (FAO) ausgezeichnet. Die Staatschefin wird die Ehrung am 8. Juni in Rom, dem Sitz der UN-Sonderorganisation, entgegennehmen. Laut FAO wolle man die „beachtlichen und außergewöhnlichen Fortschritte im Kampf gegen den Hunger“ würdigen, die es in Argentinien zu verzeichnen gebe. Insgesamt werden FAO-Generaldirektor José Graziano Da Silva und Ertharin Cousin, die Leiterin des Welternährungsprogrammes, im Rahmen einer Zeremonie 72 Regierungschefs für deren Einsatz für bessere Ernährung ehren. Einen Tag vorher wird Cristina im Vatikan ihren Landsmann Papst Franziskus treffen. Die notorisch regierungskritische Zeitung „Clarín“ kritisierte die geplante Ehrung für Kirchner. Schließlich habe es in jüngerer Vergangenheit wiederholt Fälle von dramatischer Unterernährung bei Kindern der indigenen Bevölkerungsgruppen im Norden Argentiniens gegeben.
Alak statt Randazzo
Die Durchführung der Wahlen auf nationaler Ebene obliegt in diesem Jahr nicht dem Innenministerium. Stattdessen verfügte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, dass das Justizministerium die hierfür zuständige Behörde sein soll. Hintergrund der Maßnahme ist der Umstand, dass Innenminister Florencio Randazzo selber als Kandidat in die Wahlen geht. Die Staatschefin wollte somit Behauptungen der Opposition das Wasser abgraben, die besagten, durch eine Doppelfunktion Randazzos könne es zu ungleicher Behandlung der Kandidaten kommen. Oberster Wahlleiter ist nun Justizminister Julio Alak, der selber keine Ambitionen hat, Präsident zu werden.
Kandidatenkarussell
In der Provinz Buenos Aires haben sich die Reihen der Vorkandidaten des Regierungslagers für die Gouverneurswahlen noch nicht so stark gelichtet wie auf nationaler Ebene (siehe unten). Zwar sind bereits mehrere der bisherigen Bewerber vom Kandidatenkarussell abgestiegen. Doch stehen gegenwärtig immerhin noch sechs Politiker auf der Liste der möglichen Vorkandidaten: Da sind zum einen Anwärter, die momentan auf nationaler Ebene mitmischen: Kabinettschef Aníbal Fernández, Julián Domínguez, der Präsident des Abgeordnetenhauses, sowie der für Sicherheitsfragen zuständige Staatssekretär Sergio Berni. Hinzu kommen mit den Bürgermeistern Martín Insaurralde (Lomas de Zamora) und Fernando Espinoza (La Matanza) sowie Santiago Montoya, dem Präsidenten der provinzeigenen Bankenholding Bapro, ambitionierte Bewerber aus der Provinz. Andere hingegen haben ihre Bewerbungen bereits zurückgezogen: Beispielsweise Diego Bossio, der Chef der staatlichen Sozialkasse ANSeS, Patricio Mussi, der Bürgermeister von Berazategui, sowie der aktuelle Vizegouverneur Gabriel Mariotto.
Neuer Gedenkort
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat am Dienstag einen neuen Gedenkort in der einstigen technischen Marineschule ESMA im Buenos Aires-Stadtteil Núñez eingeweiht. Im ehemaligen Offizierskasino der Einrichtung, die zu den berüchtigsten Folterzentren der Militärdiktatur gehörte, gibt es ab sofort eine ständige Ausstellung, die mittwochs bis sonntags in der Zeit von 12 bis 17 Uhr besichtigt werden kann. Dass auf dem ESMA-Gelände eine solche Schau eröffnet werden könne, sei „ein Sieg des Lebens über den Tod sowie ein Triumph des Vaterlandes über das Antivaterland“, meinte Cristina bei ihrer im Fernsehen zwangsübertragenen Rede. Die Staatschefin unterstrich die Verpflichtung, die sich aus der brutalen Vergangenheit ergebe: „Die 40 Millionen Argentinier sind gefordert, Menschenrechte, wahrhaftigen Umgang mit der Vergangenheit und Rechtsstaatlichkeit zu garantieren.“
Konten eingefroren
Wieder Ärger mit den Gläubigern: In Belgien erreichte der US-Hedgefonds NML Capital einen Gerichtsbeschluss, der die Einfrierung von Konten der argentinischen Botschaft in Brüssel anordnet. Dies berichtet das Internetportal Amerika21. Die aktuelle Maßnahme ist Teil der Auseinandersetzung zwischen dem Finanzimperium des US-amerikanischen Geschäftsmanns Paul Singer und dem argentinischen Staat. Die Hegdefonds wollen von Argentinien die volle Rückzahlung der Schulden erzwingen, die sich aus dem Staatsbankrott von 2001 ergaben. 2012 erreichten dabei sogar die vorübergehende Beschlagnahmung des argentinischen Segelschulschiffes „Libertad“ in Ghana. Wirtschaftsminister Axel Kicillof bezeichnete die neuerlichen Pfändungen als unrechtmäßig und verwies dabei auf Urteile des Obersten Gerichtshofs in Belgien. (AT/mc)
Meinung
Hooligans
Vor fast genau drei Jahrzehnten randalierten englische Fußballhooligans beim Europapokalendspiel zwischen dem FC Liverpool und Juventus Turin. Die betrunkenen Schläger wollten im Brüsseler Heysel-Stadion eine Tribüne mit italienischen Fans stürmen. Es brach Panik aus, 39 Menschen starben, über 450 wurden verletzt.
Die Konsequenzen aus diesem Vorfall waren einschneidend. Englische Klubs wurden für fünf Jahre für alle europäischen Wettbewerbe gesperrt, Liverpool sogar sieben Jahre. Ebenfalls sanktioniert wurden Juventus Turin und der belgische Veranstalter. Im Heysel-Stadion fanden keine internationalen Spiele mehr statt, es wurde kaum noch als Fußballstadion genutzt. Stadien wurden umgebaut, Eintrittskarten personalisiert, sodass Hooligans nicht mehr in die Stadien kommen. Die Engländer, die fanatische Fußballfreunde sind, hierzulande auf Spanisch „hinchas“ genannt, lernten aus der Strafe und die Hooligans verschwanden von der Szene.
Ganz anders verhalten sich die argentinischen Hooligans, die immer wieder Gewalt inszenieren, sowohl in den Stadien der Klubs als auch außerhalb. Nebenbei werden Geschäfte getätigt, indem beispielsweise die Eintrittskarten für wichtige Spiele zu hohen Preisen verkauft werden, nachdem sie zum offiziellen Preis der jeweiligen Klubs erstanden worden waren. Mehrmals verzeichneten Kämpfe der sogenannten „barras bravas“, gewaltbereiter „Fan“-Klubs, Verletzte und Tote, als ob es beim Fußball um kriegerische Auseinandersetzungen ginge.
Der Skandal im jüngsten Spiel der beiden traditionellen Fußballrivalen Boca Juniors und River Plate am Donnerstagabend der Vorwoche während der Pause hat die Gemüter wie nie zuvor in Wallung gebracht. Während sich die Spieler von River Plate im Ausgangstunnel zum Spielfeld befanden, wurden sie von einem Zuschauer von Boca Juniors mit Pfefferspray angegriffen. Vier Spieler wurden verletzt, ihre Augen brannten, ihre Haut rötete sich und sie konnten zeitweise wenig oder gar nicht sehen, all das mit Schmerzen verbunden, derweil die Spieler von Boca Juniors auf dem Feld warteten.
Es handelt sich um eine Straftat, die geahndet werden muss. Der Delinquent hatte den Draht des Schutzzaunes durchschnitten, um in den Tunnel zu gelangen und die Spieler zu verletzen. Das Spiel wurde abgebrochen und River Plate klassifizierte sich für die nächste Runde der Copa Libertadores. Das Fernsehen erkannte den Täter in der Person von Adrián Napolitano, genannt „El Panadero“, weil er Bäckereien betreibt. Er wurde sofort vor Gericht gestellt, aber vorerst nicht verhaftet.
Vertreter der südamerikanischen Fußballverbands Conmebol verboten Boca Juniors, die nächsten Spiele in ihrem Stadion, bekannt als „La Bombonera“, zu spielen. Die Hooligans von Boca Juniors hatten außerdem Raketen fliegen lassen, was verboten ist, und zum ersten Mal eine Drohne für Werbezwecke fliegen lassen. Zu Handgreiflichkeiten zwischen den Hooligans beider Klubs kam es glücklicherweise nicht. Einige Boca-Spieler unterließen es, ihre Gegner zu begrüßen und ihnen Mitleid auszusprechen.
Der Skandal ist nur eine neue Phase der Tätlichkeiten von Hooligans im argentinischen Fußball. Neu war nur der Einsatz von Pfefferspray, alles übrige bekannt und üblich im argentinischen Fußball. Andere Sportarten wie Tennis, Rugby, Leichtathletik, Cricket oder Polo werden von begeisterten Zuschauern friedlich verfolgt. Nur im Fußball herrschen Gewalt und krumme Geschäfte. Das ist schade.
Derweil wartet man auf eine Verurteilung des Täters. Den Schaden für den Sport kann allerdings auch ein Urteil nicht wieder gutmachen.
Meinung
Benehmen
Von Stella Kirchner
Montag, acht Uhr bis acht Uhr fünfundvierzig Englisch, acht Uhr fünfzig bis neun Uhr dreißig Mathematik, zehn Uhr bis zehn Uhr fünfundvierzig Benehmen. Wenn es nach der Meinung der Mehrheit der Deutschen ginge, würden die Stundenpläne der Schüler demnächst so aussehen. Immerhin 75 Prozent der Teilnehmer haben bei einer neuen Umfrage angegeben, Benehmen als Pflichtfach oder zumindest als Wahlpflichtfach zu befürworten. Sie sind der Ansicht, die Schulen legen zu wenig Wert auf die alltäglichen Umgangsformen und die Schulinhalte seien zu weit vom alltäglichen Leben entfernt. Angestoßen wurden die neuerlichen Proteste von einer 17-jährigen Schülerin, die im sozialen Netzwerk Twitter ihrem Ärger über die Schulinhalte Luft gemacht hatte. „Ich bin fast 18 und hab keine Ahnung von Steuern und Miete oder Versicherungen. Aber ich kann ‚ne Gedichtsanalyse schreiben. In 4 Sprachen“, twitterte Naina und traf damit den Nerv vieler Bürger und sogar der Politik.
Die Forderungen nach neuen Schulfächern sind vielseitig. Die Wunschliste wird angeführt von „Benehmen“ (75 Prozent), dann erst kommen „Wirtschaft“ (48), „Gesundheitskunde“ (42), „Suchtprävention“ (39) und „Computerprogrammierung“ (35). Bei so vielen Forderungen bleibt natürlich die Frage nicht aus, wie die ganzen neuen Inhalte in den Stundenplan integriert werden können. „Unnützes Wissen durch alltägliche Inhalte ersetzen“ heißt die übereinstimmende Auffassung dazu. Doch was genau sind unnütze Inhalte? Ist es unnütz eine Fremdsprache zu erlernen? Ist es unnütz, sich mit Mathematik und Naturwissenschaften zu beschäftigen? Oder ist es vielleicht unnütz, Geisteswissenschaften und Religionen kennen zu lernen? Die Antwort darauf lautet natürlich „nein“. Doch um ehrlich zu sein, wer kennt sie nicht, die jährlich wiederkehrenden Unterrichtsstunden zum Verfassen einer Gedichtanalyse, der ständigen „Lieblingsthemen“ der Lehrer, zu denen jedes Jahr wieder die gleichen Informationen durchgekaut werden? Könnte diese Zeit nicht vielleicht für die Vermittlung lebensnäherer Inhalte genutzt werden? Schul- und Bildungsminister von Bund und Ländern unterstützen diese Forderung nach einer stärkeren Förderung der „Alltagsfähigkeiten“ grundsätzlich. „Ich bin dafür, in der Schule stärker Alltagsfähigkeiten zu vermitteln“, sagt beispielsweise Bildungsministerin Johanna Wanka (CDU). Die nordrhein-westfälische Bildungsministerin Sylvia Löhrmann (Grüne) wehrt sich jedoch gegen die Unterstellung, dass aktuelle Lehrplan-Inhalte gestrichen werden und durch neue Fächer ersetzt werden könnten und betont, dass alle momentan enthaltenen Inhalte wichtig für die Allgemeinbildung seien. „Wie schaffen wir das, ohne dass wir ständig von oben draufsatteln?“, wendet sie ein.
Die Frage ist also, wie die Prioritäten der Schulen künftig gesetzt werden. Es liegt auf der Hand, dass nicht einfach so fünf neue Schulfächer eingeführt werden können, ohne andere Inhalte zu reduzieren. Und die fünf genannten Fächer spiegeln nur die in der Bevölkerung beliebtesten Vorschläge wieder. Es könnten also noch unzählige weitere hinzukommen.
Bei Fächern wie „Benehmen“ oder „Suchtprävention“ stellt sich außerdem die Frage, wie so etwas als normales Unterrichtsfach gestaltet werden soll. Steht der Lehrer vorne an der Tafel und schreibt Begriffe wie „Grüßen“ und „Gerade sitzen“ an die Tafel oder lesen abwechselnd Schüler Abschnitte aus dem Knigge vor? Würde so etwas einen hilfreichen Beitrag zu einer Gesellschaft mit besseren Umgangsformen leisten oder wäre dann nicht sogar das Schreiben einer Gedichtanalyse noch sinnvoller? Erinnern wir uns an die Zeit als die damalige schwarz-gelbe Landesregierung in Nordrhein-Westfalen auf die Idee kam, sogenannte „Kopfnoten“ einzuführen. Dies führte dazu, dass beinahe jeder Schüler ein und dieselbe Note bekam. Die meisten Schulen einigten sich auf „gut“, einige auch auf „sehr gut“ als Ausgangsnote. Nur Schüler die dauerhaft negativ aufgefallen sind, riskierten mit Pech ein „befriedigend“. Was die Schüler oder künftige Arbeitgeber davon hatten? Gar nichts! Der Vorschlag, „Suchtprävention“ als Unterrichtsfach einzuführen würde wahrscheinlich in eine ähnliche Richtung gehen. Ein heillos überforderter Biologielehrer würde die Gefahren von Cannabis thematisieren, ein „Reformpädagoge“ vielleicht „Christiane F.“ zeigen. Doch Sucht ist in der Regel keine Folge von Unwissenheit, sondern von persönlichen Problemen.
Auch wenn die beiden Themen als Unterrichtsfächer vielleicht nicht unbedingt taugen, ist die Forderung als Hinweis dennoch nicht uninteressant. Sollte nicht ein ausgebildeter Pädagoge eigentlich in der Lage sein, neben Englischvokabeln auch freundliche und respektvolle Umgangsformen zu vermitteln? Im Studium werden den zukünftigen Pädagogen vor allem ihre fachlichen Inhalte vermittelt. Kann man ihnen dann zum Vorwurf machen, dass sie an ihre Schüler vor allem ihr fachliches Wissen weitergeben?
Aber wie viel Verantwortung tragen sie in Wirklichkeit? Fakt ist, dass die Schule die Hauptverantwortung für die Bildungsentwicklung und einen nicht unwesentlichen Anteil an der persönlichen Entwicklung eines Schülers trägt. Aber die Familie darf sich deswegen nicht von ihrer Verantwortung lösen. Zeigt es nicht eine gewisse Hilflosigkeit, dass sich ein Großteil der Deutschen „Benehmen“ als Fach wünscht? Es bedeutet zumindest, dass viele Familien sich Hilfe bei der Vermittlung der Normen und Werte an ihre Kinder wünschen.
Von Nainas Twitter-Botschaft hat sich die Diskussion mittlerweile weit entfernt. Was von der Diskussion übrig bleibt und überdacht werden sollte, ist zum einen die Unzufriedenheit von Schülern, Eltern wie Wirtschaftsvertretern über die vermittelten Inhalte und die Frage, ob die reine „Wissensvermittlung“ von einem Lehrer, der seinen Schülern einen Sachverhalt erklärt und dieses Wissen nachher abfragt, ausreichend ist, um als „Bildung“ bezeichnet zu werden. Wertevermittlung und Persönlichkeitsentwicklung sind nämlich mindestens genauso wichtig wie das Wissen darüber, wie man eine perfekte Gedichtanalyse schreibt.
Stella Kirchner ist Redaktionspraktikantin beim Argentinischen Tageblatt und hat im vergangenen Jahr im nordrhein-westfälischen Gütersloh ihr Abitur gemacht.
Meinung
Randglossen
Präsidentin Cristina Kirchner mischt neuerdings direkt in der Kandidatenpolitik ihrer Partei, genannt Siegesfront (FpV), mit. Das Rennen um die Präsidentschaftskandidaturen beschränkte sie auf nur zwei Vorkandidaten, Provinzgouverneur Daniel Scioli und Innen- und Transportminister Florencio Randazzo. Alle übrigen Möchtegernkandidaten duckten sich daraufhin weg. In der Provinz Buenos Aires wollte CFK ebenfalls nur zwei Kandidaten für das Gouverneursamt, ohne dass es bisher gelang, aber immerhin schieden einige aus. Die Präsidentin weiß, dass der Ausgang der Wahlen weitgehend von diesem bevölkerungsreichsten Gliedstaat beeinflusst wird. In der Hauptstadt hält sie sich vornehm zurück. Ihr Kandidat Mariano Recalde, Leiter der verstaatlichten Fluggesellschaft, landete bei den Vorwahlen nur auf Platz drei.
Dass Einwohner des sogenannten Groß-Buenos Aires, die außerhalb der autonomen Stadt Buenos Aires (CABA) wohnen, die Hospitäler und Schulen dieser Stadt besuchen, ist längst bekannt. Neu ist indessen das Ergebnis einer Umfrage innerhalb der Stadt, die diese soziale Großzügigkeit keinesfalls ablehnen. Über 70 Prozent der Stadtbewohner befürworten die kostenfreie Benutzung von Schulen und Hospitälern durch Provinzbewohner, wo es viel weniger Hospitäler gibt. Auch der Schulen, bei denen es in der Provinz wegen streikenden Lehrern viele Fehltage gibt. All dies kostet die Stadtverwaltung viel Geld. Überfüllte Hospitäler, die auch Einwohner benachbarter Länder besuchen, belasten die Qualität der Gesundheitsdienste.
Ungarn wird zusehends zur Bananenrepublik. Was die Pressefreiheit angeht, liegt das EU-Mitglied noch hinter Argentinien auf Rang 65 von 170 Staaten. Wie jeder Autokrat versucht Regierungschef Viktor Orbán auch die Justiz unter Kontrolle zu bringen. Wegen demokratischer Defizite des Landes ist er in ständigem Zwist mit der EU. Derzeit plant er die Wiedereinführung der Todesstrafe, die in Europa nur im diktatorischen Weißrussland gilt. Dies würde einen Ausschluss aus dem Europarat bedeuten sowie zumindest den Verlust des Stimmrechts in der EU. Dass Orbán weniger Europäer, sondern mehr groß-ungarischer Nationalist ist, hat man inzwischen auch in Brüssel begriffen. Die Ungarn selbst sollten entscheiden, ob sie noch der europäischen Wertegemeinschaft angehören wollen.
Diese Woche wurde auch bekannt, dass Ungarn Schengen-Visa an reiche Chinesen verkauft. Dafür muss man für 300.000 Euro ungarische Staatsanleihen hinblättern sowie eine Gebühr für die dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung entrichten. Das ist ein gutes Geschäft für Orbán. Pikant an der Sache ist, dass Orbán die Aufnahme von Asylsuchenden strikt ablehnt. Er sieht in ihnen kulturelle Fremdkörper. Das sind die chinesischen Flüchtlinge nicht. Sie bleiben nicht in Ungarn. Ein bisschen Wellness in Budapest, dann geht es grenzenlos weiter nach Paris, Rom oder Berlin. Dass Ungarn und auch andere osteuropäischen Staaten dagegen keine politische Verfolgten aufnehmen wollen, liegt schon jenseits der Schamgrenze. Gerade aus diesen Ländern kamen bis zum Fall des Eisernen Vorhangs die meisten politischen Flüchtlinge nach Westeuropa.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,975, knapp über der Vorwoche und um 4,62% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 33,87 Mrd. gegen u$s 33,85 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.15 bei $ 9,12, zum 30.09.15 bei $ 9,495 und zum 30.12.15 bei $ 10,18. Der Terminkurs per Mai 2016 enthält einen Jahreszinsstatz von 30,11%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,64.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 3,81% und lag 36,71% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 36,27% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 2,75% und lagen 18,90% im Plus gegen-über Ende 2014. Boden 2015 gewannen 0,50% zur Vorwoche und lagen 3,83% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 10,31% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 230,89 (Vorwoche $ 231,72) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 329,84 (Vorwoche $ 331,03).
***
Innen- und Transportminister Florencio Randazzo wies am Mittwoch in einer Rede im Bahnhof Retiro, wo er neben CFK auftrat, darauf hin, dass nach dem Unfall am Bahnhof Once vom Februar 2012, ein Erneuerungsprogramm der Eisenbahn eingeleitet worden sei. Es seien schon 1.200 neue chinesische Waggons eingesetzt worden und 3.700 km Schienen erneuert worden. Ausserdem seien Infrastrukturarbeiten durchgeführt worden, ebenfalls Unterführungen bei Bahnübergängen, und auch Bahnhöfe verbessert worden. Durch das neue Gesetz, das dabei verkündet wurde, wurde das Staatsunternehmen „Ferrocarriles Argentinos“ geschaffen, dem sämtliche Eisenbahnen unterstehen. Das Gesetz erlaubt dabei die Neugestaltung bestehender Konzessionen an private Betreiber (die besonders bei den Frachteisenbahnen ins Landesinnere tätig sind), und bestimmt allgemein die Bedingungen, die für private Betreiber gestellt werden. Somit entfallen die Investitionen jetzt voll auf den Staat, während die Betreibung an Privatunternehmen abgegeben werden kann. Die Kontrolle des Systems bleibt in staatlichen Händen. Es handelt sich somit nicht um eine volle Rückverstaatlichung, sondern um ein System, bei dem private Betreiber zugelassen werde, die jetzt eine neue Rahmenordnung haben, die ihre Vergütung und ihre Verantwortung festsetzt.
***
Der Ökonom und Energieexperte Alieto Guadagni weist in einem Artikel in der Zeitung „Clarín“ (21.5.15) darauf hin, das die Gesamtkapazität der argentinischen Kraftwerke von 1991 bis 2003 um 66% erhöht worden sei, während der Stromverbrauch um 50% stieg. Von 2003 bis 2014 sei die Kapazität hingegen nur um 35% erhöht worden, während der Konsum um 61% gestiegen sei.
***
Agrarexporte für u$s 150 Mrd. soll Argentinien während der fast 12-jährigen Regierungszeit von Néstor und Cristina Kirchner verfehlt haben. Schuld daran ist die Wirtschaftspolitik, besonders die hohe Besteurung und die Devisenkontrollen und allgemein der irrationale Staatsinterventionismus, geht aus einem Bericht der Stiftung „Producir Conservando“ hervor, der vom Wirtschaftler Juan José Llach stammt. Seiner Ansicht nach haben unter den verloren gegangenen Geschäftsmöglichkeiten der Weizen, der Mais, die Ölsaaten, das Rindfleisch und die Milchprodukte am stärksten gelitten. Die Devisenrestriktionen, sowie die Devisenknappheit waren eine direkte Folge der falschen Agrarpolitik. Dem Land seien Deviseneinnahmen in einer Höhe von u$s 12 bis u$s 13 Mrd. jährlich entgangen, führte Llach aus. Als Beispiel nannte er die Milchproduktion: Seit Ende der neunziger Jahren seien ca. 11 Mrd. Liter jährlich produziert worden, bei einem Potenzial von 18 bis 19 Mrd. Litern pro Jahr.
***
Die industrielle Abteilung des Heeres, genannt Fabricaciones Militares, beabsichtigt in ihrer Fabrik in Rio Tercero, Córdoba, 1000 Eisebahnwaggons für die im Mai 2013 wieder verstaatlichte Bahnlinie Belgrano Cargas herzustellen. In zwei Monaten sollen die Prototypen fertiggestellt sein. In Produktion wolle man aber erst im November gehen, weil das Werk in Rio Tercero zur Zeit modernisiert wird. Aus dem Innen- und Transportministerium verlautet, dass die Investition für dieses Projekt bei $ 1 Mrd. liege. Die Eisenbahnwerkstatt von Rio Tercero stand zehn Jahre, bis 2006, fast still. Seitdem sind dort nur 370 Waggons für Frachteisenbahn Belgrano Cargas wiederhergestellt worden.
***
Das Zollamt verhinderte den illegalen Export vom internationalen Flughafen von Ezeiza in die Vereinigten Staaten von Kunststücken, die Bestandteil des peruanischen Kulturerbes sind. Die Ladung bestand aus zwei Skulpturen und acht Bildern, die aus dem Kulturministerium in Lima verschwunden und zur Anzeige gebracht waren. Unter den Bildern befand sich ein Gemälde aus dem 18. Jahrhundert mit religiösen Motiven.
***
Wirtschaftsminister Axel Kicillof und die YPF-Leitung dementierten, dass er als Direktor ein Honorar von $ 400.000 pro Monat erhalte. Der Minister erklärte, er habe nie ein Honorar von YPF bezogen, und als Minister erhalte er netto $ 55.000. YPF wies darauf hin, dass der Gesamtbetrag für Vergütungen von Direktoren nicht gleichmässig aufgeteilt werde. Es wäre gut, wenn YPF jetzt bekanntgäbe, wie viel jeder der 30 Direktoren bezieht.
***
Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass der Index der Konsumenpreise im April um 2,4% gestiegen ist, womit die Zunahme in 4 Monaten 2015 7,6% erreicht. Am meisten stieg die Sparte „Bekleidung“, was auf den Saisonwechsel zurückuführen ist. Dieser Index wird auf der Grundlage von 628 Sachgütern und Dienstlñeistungen in 3.200 Geschäften ermittelt.
***
Nachdem der Indalo-Konzern vom K-Unternehmer Cristobal Lopez vor drei Jahren und zwei Monaten 70% des Kapitals der Bank Finansur gekauft hat, hat die ZB in der Vorwoche den Kauf genehmigt. Die bisherigen Inhaber, die Familie Sanchez Cordova, behalten 26% des Kapitals, und Jorge Demaría, von der Exxel-Group, 4%. Auch Marcelo Figueiras, Besitzer des Pharmaunternehmens Richmond, hat sein Aktienpaket von Finansur verkauft. Die Bank Finansur steht bei den Depositen auf Platz 50, bei insgesamt 84 Banken. Die Depositen der Bank betragen $ 1,28 Mrd., und der Gewinn des 1. Quartals 2015 $ 5,39 Mio. C. Lopez kontrolliert 12 Spielkasinos, die Pferderennbahn von Palermo, einschliesslich der Spielautomaten, das Erdölunternehmen Oil, den Fernsehkanal C5N, die Zeitung Ambito Financiero u.a. Unternehmen. Er hat unter den Kirchner-Regierungen eine phänomenale Expansion gehabt.
***
Der Verkauf von Maschinen für die Landwirtschaft nahm im1. Quartal 2015 im interanuellen Vergleich um 161% und in Werten um 26,8% auf $ 1,92 Mrd. zu. Die Zunahme konzentrierte sich auf lokal erzeugte Maschinen, die in Werten ein Plus von 38,4% verzeichnen, während importierte Einheiten in Werten um 44% zurückgingen. Vom Gesamtumsatz entfielen 42,4% auf Erntemaschinen, 29,4% auf Traktoren, 22,1% auf verschiedene Geräte und 6% auf Saatmaschinen.
***
Die Produzenten von Äpfeln und Birnen des Tales von Rio Negro erleben diese Jahr eine tiefe Krise, angeblich die schlimmste seit 2001, weil der Export drastisch zurückgegangen ist. Russland, die EU und Brasilien, die Hauptkäufer, haben dieses Jahr viel weniger gekauft, so dass der Export dieses Jahr im interanuellen Vergleich um 28% zurückging. Abgesehen davon sind die internen Kosten um 35% gestiegen, während die Preise in Dollar um 5% bis 7% zurückgingen und der Wechselkurs gegenüber der internen Inflation zurückblieb. Die Landwirte haben daher einen grossen Teil der Äpfel und Birnen einfach an den Bäumen gelassen. Die betroffenen Landwirte haben sich bemüht, dass sie CFK bei ihrem Besuch in Rio Negro vom Donnerstag der Vorwoche, auch empfängt, was jedoch nicht geschah. Das mindeste, was diese Landwirte fordern, ist die Abschaffung des Exportzolles von 5%.
***
Die Präsidentin weihte in General Roca, Provinz Rio Negro einmal das neue Gebäude der Universität von Rio Negro ein, dann (über Videokonferenz mit Bariloche) das neue Technologiezentrum des Conicet (des nationalen Amtes für Technologie und Wissenschaft) in Bariloche, dann eine neue Anlage zur Müllbehandlung, und schliesslich Investitionen im Schiefererdöl und –gaslager Vaca Muerta, das jetzt auch von einer Frachteisenbahn (2 Lokomotiven und 84 Waggons) bedient wird, die eine erhebliche Verringerung der Frachttarife mit sich bringt. CFK wurde von Senator Miguel Pichetto begleitet, den sie besonders lobte, der bei den bevorstehenden Wahlen Kandidat für das Amt des Gouverneurs von Rio Negro ist, wobei der gegenwärtige Gouverneur (Weretilnek) nicht dabei war.
***
Im April wurden 143.644 gebrauchte Kfz verkauft, 13,7% über dem Vorjahr, berichtet der Kammer des Fahrzeugthandels (Cámara de Comercio Automotor). In vier Monaten 2015 waren es 547.313 Einheiten, knapp unter dem Vorjahr. Für jedes neue Kfz, das im April verkauft wurde, wurden 2,8 gebrauchte verkauft, weil viele Personen ihr Automobil, Lastwagen oder Kleinlaster durch eine neue gebrauchte Einheit ersetzen. Am Ende dieser Kette erhalten Personen mit relativ niedrigem Einkommen, vor allem im Landesinneren, die Möglichkeit, ein Kfz sehr billig zu kaufen.
***
Die Baukosten haben sich im vergangenen April um 1% verteuert. Damit sind sie seit Jahresanfang um 3,5% gestiegen, berichtet das Statistikamt INDEC. Baumaterialien kosteten 1,8% mehr als noch im Vormonat, die allgemeinen Kosten verteuerten sich um 1,2% und die Arbeitskosten um 0,4%. Der Quadratmeterpreis für eine Neuwohnung liegt bei $ 5649,53 und somit um 22% mehr als noch vor einem Jahr.
***
Die Zuckerindustrie in der Provinz Tucumán befindet sich in einer schweren Krise als Folge des internationalen Preisrückgangs. Wie der Vizepräsident der Sociedad Rural von Tucumán, Sebastián Robles Terán sagte, ist die Lage in den Provinzen Tucumán, Salta und Jujuy „ äusserst schlimm“. Die Zuckerpreise liegen bei $ 220 pro Tonne, der gleiche Wert wie im Jahr 2010. Dennoch seien noch tiefere Preise im Gespräch. Der Bestand aus dem vergangenen Jahr liegt noch bei 270.000 Tonnen.
***
Die Eisenbahnlinie Belgrano Cargas y Logística (BCYL) hat vergangene Woche ihre erste Fahrt zwischen Mendoza und dem Zentralmarkt von Buenos Aires mit einer Ladung von Tomatenkonserven, Pfirsichkonserven und Maismehl zurückgelegt. Die Produkte wurden an die Logistikzentren der „Red Comprar“ in den Gemeinden La Matanza und Morón verteilt. Gegenüber der LKW- Frachtkosten zahlen die Mitglieder, die an diesem Netz angeschlossen sind, einen Tarif der um 72% niedriger liegt.
***
Bei nur 1,1% soll die Monatsinflation im April nach Berechnungen des Statistikamtes INDEC gelegen haben, weniger als die Hälfte (2,4%) als die vom Satistiskamt der Stadt Buenos Aires ermittelte. Wie der INDEC weiter mitteilte, haben sich die Ausgaben bei Bildung und Lebensmitteln am meisten verteuert.
***
Um 24% hat im April im Vorjahresvergleich die Anzahl von Strassenverkäufern zugenommen; besonders deutlich in den Vierteln Flores, Floresta, Liniers, Once, Retiro, Caballito und Chacarita. Insgesamt wurden in der Bundeshauptstadt 57 ilegalle Märkte gezählt.
***
Die Arbeitslosigkeit wurde vom Statistischen Amt (INDEC) für das 1. Quartal 2015 mit 7,1% der aktiven Bevölkerung angegeben, ebensoviel wie im gleichen Vorjahresquartal. Doch gleichzeitig sank die beschäftigte Bevölkerung von 41,8% der Gesamtbevölkerung auf 41,4%, wobei die aktive Bevölkerung (die auch diejenigen einschliesst, die sich um einen Arbeitsplatz bemühen) von 45% auf 44,6% sank. Das bedeutet, dass die Zahl der Arbeitslosen, die die Suche nach einer bezahlten Beschäftigung aufgegeben haben, und somit nicht als arbeitslos eingestuft werden, gestiegen ist. Bei den Vororten der Stadt Buenos Aires gab es 53.000 Beschäftigte weniger als im Vorjahr, von denen jedoch nur 18.000 als Arbeitslose gebucht werden. Die anderen 35.000 haben die Suche nach einem Arbeitsplatz aufgegeben, weil sie sie für sinnlos halten. Die Statistik beruht auf einer Erhebung von ca. 10.000 Fällen in 31 städtischen Ballungsgebieten, die 65% der Gesamtbevölkerung umfassen. Dabei ist die Fehlerquelle sehr gross, wobei die INDEC-Zahlen für bestimmte Provinzen auf ersten Blick als unglaubaft erscheinen: Resistencia mit 0,6%, Formosa mit 0,9%, Santiago del Estero mit 1,2% und Santa Rosa mit 1,6%. Private Ökonomen gelangen auf insgesamt ca. 12%.
***
Das Wirtschaftsministerium hat für den 28. Mai eine neue Ausschreibung von Bonds BAADE (Bono Argentino de Ahorro para el Desarrollo Económico) angekündigt, mit denen Dollarguthaben weissgewachsen werden können. Der technische Preis für Bonds beträgt u$s 101,50, bei einem Nennwert von u$s 100.
***
Deutlich bessere Ergebnisse erreichte der Handel im innerjährlichen Vergleich letzten April in der Provinz Buenos Aires. Gegenüber April 2014 wurden 11,4% mehr Verkäufe registriert. Die Besserung war auch zum Vormonat um 5,9% spürbar. Die Daten stammen vom Wirtschaftsverband der Provinz Buenos Aires, FEBA. Die Erholung wurde von den Elektrogeräten (+32,7%) angeführt.
***
In naher Zukunft sollen die Winzergenossenschaften ihre Weine ohne Zwischenhändler im Zentralmarkt von Buenos Aires anbieten können. Die Initiative wird vom Staatssekretariat für die ländliche Entwicklung gefördert und soll den Direktverkauf von bis zu 20.000 Litern Wein ermöglichen.
***
Ein Streik der Hafenarbeiter behindert seit fünfzehn Tagen die Ladung mit Soja von 35 Frachtschiffen entlang des Paraná Flusses. Versuche des Arbeitsministeriums, im Konflikt zu vermitteln, blieben erfolgslos. Zweitausend LKWs warten seit Tagen darauf, ausladen zu können. Die Landwirte liefern angesichts dieser Arbeitsniederlage keine Ware mehr, und sind dadurch ebenfalls betroffen, weil sie keine Einnahmen erhalten.
***
Der landesweite Stromkonsum lag im April 2015 mit 10.028,l GWSt. um 4,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, hat die Stiftung Fundelec ermittelt. Die ersten vier Monate 2015 lagen um 6,6% über dem Vorjahr. Die Zunahme war regional sehr unterschiedlich: Im Nordwesten waren es +11,9%, in der Comahue-Gegend (Neuquén und Rio Negro) +7,8%, in Cuyo (Mendoza und San Juan) +7,7%, im Nordosten +4,9%, in Entre Rios und Corrientes 4,9%, in Patagonien +3,5% und in Gross Buenos Aires ebenfalls +3,5%.
***
Kabinettschef Anibal Fernández und Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela gaben in einer geinsamen Erklärung bekannt, dass die Regierung durch Notstandsdekret den Konflikt mit der Firma Monsanto wegen der Gebühren auf genetisch verändertes Saatgut lösen werde. Diese Firma hatte begonnen, von den Landwirten eine neue Gebühr für den „Intacta-Samen“ zu fordern, die beim Export kassiert wurde. Die Regierung wird jetzt angeblich bestimmen, dass die Technologiegebühr zusammen mit dem Saatgut erhoben wird. Ausserdem werde der Staat das Samenregister auffrischen, um festzustellen, welches Saatgut legal und welches illegal ist. Ebenfalls soll ein Sonderfonds für dieses Thema geschaffen werden. Es soll auf alle Fälle vermieden werden, dass die Gebühr für das geistige Eigentum zwei Mal bezahlt wird. Das Grundproblem besteht beim Saatgut, das die Landwirte selber auf Grund des Monsanto Samens erzeugen.
***
Die ZB hat bei der wöchentlichen Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 14,16 Mrd. erhalten, die angenommen wurden, wobei bestehende Wechsel für $ 12,52 Mrd. verfielen, so dass eine Nettoexpansion des Bestandes von $ 1,64 Mrd. verblieb, die monetär kontraktiv wirkt. Lebac auf 91 Tage wurden zu 25,92% verzinst, auf 119 Tage zu 26,39%, und dann jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 28,25% für 252 Tage. Gleichzeitig wurden Dollarwechsel für u$s 213,4 Mio. untergebracht.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Das brasilianische Erdölunternehmen Petrobras erzielte im 1. Quartal 2015 einen Gewinn von 5,33 Mrd. Real (gleich u$s 1,77 Mrd.), 1,17% unter der gleichen Vorjahresperiode. Damit wurde die tiefe Krise des Unternehmens überwunden, das im 4. Quartal 2014 einen Verlust von 26,6 Mrd. Real (gleich u$s 8,87 Mrd.) ausgewiesen hatte. Von diesem Verlust entfallen etwa 30%, gleich ca. u$s 2 Mrd., auf die betrügerische Abzweigung von Einnnahmen der Firma.
***
In Brasilien betrug der Nettogewinn der 317 Unternehmen, die Mittel auf dem Kapitalmarkt aufnehmen, im 1. Quartal 2015 25,76 Mrd. Real (gleich u$s 8,56 Mrd.), 41% weniger als im Vorjahr, berichtet die Consulting-Firma Economatica. Der Rückgang war stark durch das Bergbauunternehmen Vale beeinflusst, das dieses Jahr im 1. Quartal einen Verlust von 9,54 Mrd. Real (gleich u$s 3,18 Mrd.) ausweist. Vale ist der weltweit grösste Produzent und Exporteur von Eisenerz. Ohne Vale beträgt der Gewinnrückgang gesamthaft nur 7,41%.
***
Die Firma Chery, die chinesische Autobilmodelle in Uruguay montiert, die dem SOCMA-Konzern gehört, der von Franco Macri kontrolliert wird, hat der uruguayischen Regierung mitgeteilt, dass sie das Werk schliessen werde, weil für die Lieferungen nach Argentinien Hindernisse bestünden und für die nach Brasilien der Wechselkurs jetzt für Uruguay ungünstig sei. Die Fabrik steht ohnehin seit dem 19. September 2014 still. Die Belegschaft von 350 Personen wird entlassen.
***
Die Konsumabsicht der brasilianischen Haushalte ist zwischen April und Mai dieses Jahres um 6,3% gesunken und erreichte einen Stand von 96,4 Punkten. Verglichen zum Mai des Vorjahres registrierte der Index ein Minus von 21,2%. Veröffentlicht wurden diese Ergebnisse von der Nationalen Vereinigung für den Handel mit Waren, Dienstleistungen und Tourismus (CNC). Laut der Vereinigung erreichte der Index jetzt zum ersten Mal einen Stand von unter 100 Punkten. Für die CNC reflektieren die Zahlen „die erhöhten Kreditkosten und das hohe Verschuldungsniveau der Haushalte. So verzeichnete der Zugang zu Krediten erneut einen Rückgang, sowohl im Monats, als auch Jahresvergleich, von 7,7% und 22,1%. (Brazil News)
***
Brasilien will den Agrarhandel mit China mit Hilfe einer vorautorisierten Liste, eines sogenannten „Pre-Listings“ für brasilianische Unternehmen vereinfachen, erklärte die Landwirtschaftsministerin Kátia Abreu nach einer Sitzung mit dem chinesischen Agrarminister Han Changfu. Brasilien und China bemühen sich zudem um spezielle Zolltarife für bestimmte Produkte. Nach Angaben der Ministerin seien spezielle Zolltarife durch die Welthandelsorganisation genehmigt, da es sich um zwei Entwicklungsländer handele. Eines der brasilianischen Produkte, die davon profitieren könnten, ist Milch und auch Milchprodukte generell. Bislang exportieren wir nur 1% von dem, was wir herstellen“, stellt Abreu fest. Das Pre-Listing soll sich vorerst auf dem Handel mit Fleischprodukten beschränken. Laut Abreu sollen bis Juni dieses Jahre 26 Schlachthöfe für den Export nach China zugelassen werden, was zu einer jährlichen Exportsumme von u$s 520 Mio. führen könnte. (Brazil News)
***
Geschäftsnachrichten
Allianz
Der deutsche Versicherungskonzern und weltweiter Marktführer hat in der Provinzhauptstadt Neuquén, auf der Av. Argentina 876, eine neue, 110 qm grosse Agentur eröffnet.
IMPSA
Dieses Unternehmen, kontrolliert von Enrique Pescarmona und mit Fabrik in Mendoza, arbeitet an der Erneuerung der 3.540 Röhren des Kernkraftwerkes Embalse, in Córdoba, die für die Zufuhr von schwerem Wasser bestimmt sind.
Provincia Net
Dieses Technologieunternehmen, eine Tochtergesellschaft der Gruppe Provincia (BAPRO-Bank u.a. Firmen), eröffnete ein Büro in London mit dem Ziel, europäische Kunden anzusprechen. Die Eröffnung erfolgte dank eines Kooperationsabkommens mit British Telecom.
Astillero Regnicoli
Diese Bootswerft im Tigre feierte am vergangenen 8. Mai in Anwesenheit von Behörden sowie Mitarbeitern ihr neunzigjähriges Bestehen. Gezeigt wurden unter anderem die Motorboote Dorado vintage aus dem Jahr 1966, das Modell Orca GT, und andere aktuelle Fabrikate wie Albacora, Open 630, Regnicoli 630 und Dorado 160.
CINAR-Tandanor
Diese Werft, die mit einem Syncrolift aufgestattet ist und sich vornehmlich der Reparatur und Instandsetzung von Schiffen widmet, hat jetzt Pumpanlagen für Erdöl für YPF gebaut. Es ist das erste Mal, dass diese Anlagen in Argentinien hergestellt werden. Tandanor war ursprüglich eine Werft, die der Kriegsmarine gehörte. Anfang der 90er Jahre wurde sie privatisiert, doch dies scheiterte, so dass die Werft vor einigen Jahren vom Staat übernommen wurde.
YPF
Das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen gab bekannt, dass die Reserven den höchsten Stand der letzten zehn Jahre erreicht haben. 2014 wurde 164% des geförderten Erdöls mit neuen Reserven ersetzt. YPF erzeugt gegenwärtig 43% der gesamten argentinischen Erdölproduktion, und hat eine Beteiligung von 50% am internen Verkauf von Erdölprodukten. Gegenüber 2011 ist die Erdölproduktion um 10% und die von Gas um 25% gestiegen. YPF konnte in dieser Periode u$s 3,6 Mrd. auf dem internationalen Finanzmarkt aufnehmen.
Mercedes-Benz
Unter dem Slogan „das Beste kennt keine Alternative“ wurde das neue Modell C 250 Avantgarde Automatik im Restaurant „Mercedes Haus“ auf Figueroa Alcorta und Pueyrredón dem Publikum vorgestellt, das im Juni eröffnet wird. Dabei handelt es sich um das erfolgreichste Modell von Mercedes-Benz in Argentinien. Das Modell der Klasse C wurde von 75 Journalisten aus 22 Ländern mit der „World Car of the Year 2015“ ausgezeichnet.
Enap Sipetrol Argentina
Die Tochtergesellschaft des chilenischen Erdölkonzerns Enap Sipetrol vereinbarte um weitere zehn Jahren ab 2016 eine Verlängerung der Nutzung des Lagers von Pampa del Castillo, in der Provinz Chubut. Die vorzeitige Verlängerung von Konzessionen, die seit einigen Jahren allgemein üblich geworden ist, erlaubt bestimmte Investitionen, bei denen sonst die Amortisationsfrist nicht ausreichend ist.
Plaza Logística
Das Unternehmen erhielt ein Konsortialkredit über $ 150 Mio. für den Bau eines neuen Logistikzentrums in Tortuguitas, einem nördlichen Vororot der Bundeshauptstadt. Das Geld wurde von den Banken Citibank, Ciudad, Provincia, Santander Rio und BBVA Francés zur Verfügung gestellt.
Whirlpool
Diese Firma, die führend bei Waschmaschinen u.a. Haushaltsgeräten ist, hat beschlossen, wieder Eisschränke unter der eigenen Marke, sowie unter „Eslabón de Lujo“ im Werk von San Luis herzustellen.Vorgesehen sind zunächst 100.000 Einheiten mit unterschiedlichen Merkmalen und Grössen. Das Projekt soll bis zu 350 neue Arbeitsplätze schaffen.
Volkswagen Credit
Die Finanzgesellschaft der lokalen VW, über die der Automobilverkauf finanziert wird, ist zu 51% für $ 53,04 Mio. an die Bank BBVA Banco Francés verkauft worden. VW hält weiter einen Anteil von 49%. Das Geschäft muss noch von der Zentralbank genemigt werden. VW will auf diese Weise die Kreditmöglichkeiten beim Verkauf von Kfz erhöhen.
JPMorgan
Diese US-Grossbank kündigte am Mittwoch die Einrichtung eines globalen Dienstleistungszentrums in Argentinien an. Der lokale Präsident der Bank, Facundo Gomez Minuhin, erklärte, die Bank haben schon 5.000 qm gekauft und suche weitere 25.000 qm. Sieben Stockwerke des Gebäudes San Ignacio, im Hochhaus Alem Plaza, seien schon mit 200 Personen tätig. Monatlich werden 30 Personen eingestellt, mit dem Ziel, eine Belegschaft von ca. 1.000 Personen zu erreichen. JPMorgan, die grösste Bank der USA, zählt mit einer Belegschaft von insgesamt 270.000 Personen, von denen ca. 50.000 schon in in Sonderabteilungen arbeiten, die interne Dienstleistungen verrichten.
Wirtschaftsübersicht
Die schwierige Eindämmung der Inflation
Im Jahr 1995 erhielt der US-Ökonom Robert Lucas den Nobelpreis für seine Theorie der „rationellen Erwartungen“. Die Wirtschaftswissenschaft hatte bisher offen oder unterschwellig das wirtschaftliche Verhalten der Menschen auf der Hypothese des „homo oeconomicus“ aufgebaut, der immer und überall gleich rationell handelt. Lucas konnte nachweisen, dass jede Gesellschaft stark durch die Erfahrung der letzten Jahrzehnte beeinflusst wird, und die Menschen in diesem Sinn handeln. Argentinien ist ein Musterbeispiel für diese Theorie. Z.B hatte die bedeutende Abwertung des Euro gegenüber dem Dollar, die in den letzten Monaten eingetreten ist, keinen Einfluss auf das Verhalten der EU-Europäer und noch weniger der Nordamerikaner, wahrend eine ähnliche Abwertung in Argentinien sich sofort auf die internen Preise auswirkt, und zwar mehr, als es sich durch die Abwertung rechtfertigt.
Die argentinische Gesellschaft ist an die Inflation gewöhnt, die ab 1945 bis 1991 stattfand, und dann wieder ab 2002. Dabei wird eine Inflation von bis zu 25%, eventuell 30%, als normal angesehen, weil man damit leben kann, und weiss, wie man sich verhalten muss. Wenn die jährliche Inflationsrate jedoch darüber hinaus steigt, dann wird die Gesellschaft nervös, weil Argentinien drei Hyperinflationswellen erlebt hat, jeweils im März 1976, 1989 und 1990, wobei die Jahresinflation noch einige Monate vorher unter 100% lag. Wenn somit die Inflationsrate 30% übersteigt und Zeichen auftauchen, die auf über 40% und 50% hindeuten, dann kommt sofort die Angst auf, dass eine neue Hyperinflationswelle bevorsteht, und das führt, ganz im Sinn der Theorie von Robert Lucas, zu Verhaltensweisen, die diese Enwicklung fördern. Es kommt dann im Extremfall zur selbsterfüllten Prophezeiung. Wirtschaftsminister Kicillof hat dies jetzt offensichtlich begriffen. Spät aber doch.
Nachdem die Inflation 2014 davongesprungen war, mit einer Jahreszunahme, von Dezember 2013 bis Dezember 2014, die laut privaten Berechnungen in der Nähe von 40% lag, ist es jetzt gelungen, die Zunahme zurückzufahren. Das Statistische Amt hat für April eine Zunahme von 1,1% ermitelt, und gelangt somit für 12 Monate zum April auf 15,8%. Die monatlichen Inflationsraten waren in den vorangehenden Monaten folgende: Oktober 2014: 1,24%; November: 1,13%; Dezember: 1%; Januar 2015: 1,13%; Februar: 0,93%; März: 1,32%.
Die privaten Berechnungen liegen für April um die 2%. Auf 12-Monatsbasis zum April liegen die Schätzungen zwischen 27% und 29%. Der sogenannte Kongressindex, der ein Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen ist, die eine Gruppe von Oppositionsdeputierten monatlich bekanntgibt, liegt im April bei 2,01%, und für 12 Monate bei 29%. Für ganz 2015 (Dezember 2014 bis Dezember 2015) soll die Preiszunahme laut Kicillof bei nur 15,6% liegen, was er selber wohl auch nicht glaubt. Doch wenn es schliesslich leicht über 20% sind, ist der Fall auch in Ordnung.
Da das INDEC nicht glaubhaft ist, und die Wirtschaftsführung sich auch nicht bemüht, die methodologische Differenz zwischen dem offiziellen und den privaten Indices zu erklären, werden die privaten Berechnungen vorgezogen. Die grundsätzlichen methodologischen Differenzen zwischen dem INDEC-Index und den privaten sind drei: 1. Das INDEC führt die Preiserhebung im ganzen Land durch, die privaten Ökonomen nur in Gross Buenos Aires. Dabei ändern sich nicht nur die einzelnen Preiszunahmen, sondern auch die Wägungen der einzelnen Waren und Dienstleistungen. Z.B hat der Personentransport in kleineren Städten und noch mehr in Dörfern eine viel geringere Bedeutung als in Gross Buenos Aires; 2. Das INDEC berücksicht eine grössere Zahl von Sachgütern und Dienstleistungen als die privaten Ökonomen; 3. Das INDEC verwendet zum Teil einen veränderlichen Warenkorb, bei dem davon ausgegangen wird, dass der Käufer weniger Waren bezieht, die sich stärker verteuert haben, und mehr von denen, die billiger geworden sind.
Das Thema der Methodologie der Berechnung des Indices der Konsumentenpreise wird seit längerer Zeit auf internationaler Ebene diskutiert, wobei vor einem Jahrzehnt schon bei einer Fachkonferenz empfohlen wurde, zwei Indices aufzustellen, nämlich einen reinen Preisindex auf der Grundlage eines unveränderlichen Warenkorbes, genannt PPI („Product Price Index“) und einen anderen mit veränderlichen Wägungen, genannt CPI („Consumer Price Index“). Warum ein Wirtschaftskabinett, das aus vielen gelernten Ökonomen besteht, angefangen mit Axel Kicillof, der Universitätsprofessor ist, das methodologische Thema nicht erklärt, ist schwer zu verstehen. Denn wenn man das Preisthema mit der Lohnentwicklung und der Reallohnthematik verbindet, muss absolute Klarheit bestehen. Der Reallohn ist laut offizieller Preisstatistik 2014 gestiegen, laut privaten Indices stark gefallen.
Die Begrenzung der Lohnzulagen
Nachdem bei der Erneuerung der Gesamtarbeitsverträge dieses Jahr die Gewerkschaften über 30% und gelegentlich auch über 40% forderten, hat die Regierung schliesslich reagiert. Bis vor einem Monat verlieh sie dem Thema keine Bedeutung, wobei CFK sogar stets das Prinzip der freien Verhandlung hervorhob, ohne Regierungsintervention noch Richtlinien. Doch auf einmal hat Kicillof erkannt, dass Lohnerhöhungen auf die Preise abgewälzt werden, oder auf die Staatskasse, wenn es sich um subventionierte Bereiche handelt, wie der öffentliche städtische Personentransport und andere öffentlichen Dienste, und auch auf Gehälter öffentlicher Angestelten.
Obwohl es sich nur um eine Richtlinie handelt, und die Regierung keine legale Grundlage hat, Grenzen bei Lohnerhöhungen festzusetzen, wurde erreicht, dass die Unternehmer ihre Stellung verhärteten. Es ist das erste Mal, dass eine Kirchner-Regierung ihnen Rückendeckung verleiht.Vorher hatte die Regierung, sowohl unter Néstor wie unter Cristina Kirchner, stets die Gewerkschaften gestützt, wobei Arbeitsminister Carlos Tomada ganz in deren Sinn handelte. Die neue Haltung der Regierung, bei der Kicillof und nicht Tomada das Sagen hat, ist ein grundsätzlicher Wandel von grösster Bedeutung.
Zunächst sollte die obere Grenze für die Erhöhungen 25% bis 26% betragen, und danach, wohl als Konzession an befreundete Gewerkschafter, 27%, wobei noch feste Beträge hinzukommen. Indessen wird die Zulage in zwei Stufen gezahlt, so dass der Jahresdurchschnitt dann niedriger liegt. Nach langem hin und her kam es schliesslich am Dienstag zum Abschluss mehrerer Gesamtarbeitsverträge, die sich ungefähr an die offizielle Richtlinie halten. Die Metallarbeitergewerkschaft (UOM), die 32% gefordert hatte, und noch mehr bei der niedrigsten Stufe, gab sich mit 27,8% in zwei Stufen für alle zufrieden, ohne weitere Zulagen. Die Handelsangestellten, die Bauarbeiter und die Staatsangestellten willigten auch ein, sich auf 27,4% zu beschränken, nachdem sie voher über 30% mit Sonderzulagen gefordert hatten. Die Erhöhung erfolgt bei den Handelslangestellten in zwei Stufen (17% ab April und weitere 10% ab November), mit zwei Zusatzzahlungen von je $ 1.524, eine im Juni und die andere im September. Auch bei den Bauarbeitern und den Staatsangestellten erfolgt die Zulage in zwei Etappen.
Doch andere Gewerkschaften haben mit Streikdrohungen reagiert. Die Bankangestellten wollen nächste Woche zwei Tage streiken, gleich nach dem Feiertag vom 25. Mai, so dass es dann fünf Tage ohne Banktätigkeit gibt. Die Transportarbeiter haben für Juni einen Streik angesagt, dem sich auch andere Gewerkschaften angeschlossen haben, womit er faktisch in einen Generalstreik ausartet. Wenn es dabei bleibt, dann müsste das Arbeitsministerium hart vorgehen, zunächst mit Verfügung der Verhandlungsfrist („conciliación obligatoria“) und dann eventuell mit einer Illegalitätserklärung. Es bleibt zu hoffen, dass es nicht so weit kommt. Wenn die Regierung sich hier nicht durchsetzt, kommt es bestimmt zu weiteren Konflikten, da diejenigen, die sich der Richtlinie der Regierung angepasst haben, sich als die Dummen empfinden und sogleich mehr fordern würden.
Abwertung und monetäre Expansion
Die Inflation wird auch durch den Wechselkurs bestimmt. Da die Regierung der Inflationskontrolle Vorrang vor der Zahlungsbilanzproblematik gibt, wird wenig abgewertet. In den letzten 12 Monaten betrug die Abwertung nur 11%. also auch weit unter der Preiszunahme, die das INDEC berechnet. Gelegentlich muss dann doch stärker abgewertet werden, sehr wahrscheinlich unter der nächsten Regierung. Doch damit dies nicht zu einem Inflationssprung führt, muss zunächst die Lohnfront beruhigt werden, was bedeutet, dass die diesjährige Lohnrunde beendet sein muss, und die neue Regierung dann strengere Richtlinien für 2016 aufstellen kann.
Schliesslich kommt noch der rein monetäre Aspekt hinzu. Kicillof ist als Keynesianer überzeugt, dass die „effektive Nachfrage“ erhalten werden muss, was bedeutet, dass die monetäre Expansion über der Inflationsrate liegen muss. Das kommt deutlich in zwei Indikatoren zum Ausdruck: die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 8.5.15 um 29,6%, und das Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 33%. Noch vor kurzem lagen diese Expansionsraten knapp über 20%. Allein, um das keynesianische Konzept durchzusetzen, muss einmal die Lohnzunahme begrenzt werden, und auch der Wechselkurs streng verwaltet werden, ohne Zahlungsbilanzkrise. Es ist gewiss nicht sicher, dass beides gelingt.
Aber ausserdem besteht die unmittelbare Gefahr, dass die monetäre Expansion noch stärker zunimmt, weil die ZB das staatliche Defizit auf diese Weise finanziert. Dies wurde bisher durch die Unterbringung von ZB-Wechseln, und jetzt auch direkt durch Staatspapiere, bei den Banken zum Teil neutralisiert. Aber dies ging auf Kosten einer Verringerung der Kreditzunahme der Banken, was rezessiv wirkt. Dies dürfte eine Grenze erreicht haben. Ebenfalls steht eine Verringerung der ZB-Reserven, die auch monetär kontraktiv wirkt, nicht auf dem Programm. Das keynesianische Konzept mag bis zu einem gewissen Punkt funktionieren, aber wenn eine zu hohe monetäre Expansion stattfindet, dann lässt sich nicht vermeiden, dass dies die Preise in die Höhe treibt, ebenfalls zu einer höheren Importnachfrage führt, und die Gewerkschaften in Bewegung setzt. Dann wird die Inflationsproblematik viel gefährlicher.
Wirtschaftsübersicht
Die Versorgung mit elektrischem Strom
Die Stromversorgung ist stets ein kritischer Aspekt der argentinischen Wirtschaft. Anfang 1989, als Raul Alfonsín noch Präsident war, kam die letzte bedeutende Krise auf, bei der die bestehenden Kraftwerke die Nachfrage nicht bedienen konnten. Die Kraftwerke der staatlichen Segba, am Hafen von Buenos Aires, waren damals verkommen und konnten ihre theoretische Kapazität nur zu einem Drittel einsetzen. Der Staat hatte als Betreiber der Kraftwerke jämmerlich versagt. Nach der Privatisierung arbeiten diese Kraftwerke mit fast voller Kapazitätsauslastung.
Präsident Carlos Menem löste das Problem grundsätzlich mit der Privatisierung der staatlichen Segba und der Wasserkraftwerke am Limay-Fluss, und danach auch mit der Fertigstellung des grossen Wasserkraftwerkes Yacyretá gegen Ende 1997. Die neuen Betreiber der Kraftwerke von Segba haben sofort eine Produktionserhöhung erreicht, einmal durch Instandsetzung und effizienter Betreibung, und dann vornehmlich durch die Einführung der Technologie des „kombinierten Zyklus“, die darin besteht, die Abgase der Turbinen in einer besonderen Anlage für die Stromerzeugung einzusetzen, wobei mit einer relativ geringen Zusatzinvestition eine bedeutende zusätzliche Stromproduktion erreicht wird. Die Menem-Regierung endete mit einer hohen Kapazität bei der Stromerzeugung, die nicht ganz genutzt werden konnte. Erst nach Überwindung der Krise von 2001/02 konnten die Kraftwerke mit voller Kapazitätsauslastung arbeiten. Der Kapazitätsüberschuss führte auch dazu, dass das Kernkraftwerk Atucha II, das Anfang 1981 in Angriff genommen wurde und danach schleppend errichtet wurde, in den 90er Jahren stillgelegt wurde. Dieser Strom war eben nicht notwendig.
Präsident Néstor Kirchner kümmerte sich zunächst wenig um das Energiethema, wobei er jedoch die Konzessionverträge mit den privaten Betreibern einseitig aufhob. Aber es gab hier keine Rückverstaatlichung, sodass die private Effizienz beibehalten wurde, auch wenn die Einstellung der Regierung störend wirkte. Bis heute hat sich die Kirchner-Regierung nicht darum gekümmert, eine neue Rahmenordnung zu schaffen, die den privaten Betreibern rechtliche Sicherheit verleiht. Auch dieses Problem wird auf die kommende Regierung übertragen.
Unter den Kirchners reichte die Stromversorgung immer aus, um die Nachfrage zu decken. Die Krise von Anfang 2013, die die Bundeshauptstadt und Umgebung betraf, war auf Pannen des Stromverteilungsnetzes zurückzuführen, das ab 2002 nicht mehr richtig instandgehalten und erweitert wurde, weil die Betreiber (Edenor, Edesur und Edelap) keine Mittel für diesen Zweck hatten und hohe Verluste erlittten. Erst nach dieser Krise kümmerte sich die Regierung um das Thema, mit Zuwendung von Staatsgeldern für diesen Zweck, so dass die Stromausfälle seither geringer waren und in kurzer Zeit behoben wurden.
Indessen wurde die Kapazität der Stromversorung unter den Kirchners um 11.590 MW erhöht, wobei gleichzeitig 4,5 Mio. Haushalten an das Netz angeschlossen wurden. Laut offizieller Mitteilung wurden insgesamt $ 146 Mrd. in der Stromwirtschaft investiert, von denen 78% vom Nationalstaat beigesteuert wurden. Ausserdem wurden 5.810 Fernstromleitungen errichtet, so dass verschiedene Gegenden untereinander verbunden wurden, wie Neuquén mit Mendoza und San Juan, und Salta und Jujuy mit Chaco. Das erlaubt eine bessere Nutzung der Kraftwerke, so dass Überschüsse von einem bei Mangelerscheinungen in anderen Gedgenden genutzt werden.
Die Leistung von Yacyretá wurde durch Erhöhung des Pegels erweitert. Schlieslich konnte das Problem der dadurch überschwemmten Gebiete einigermassen befriedigend gelöst werden, nachdem die paraguayische Regierung zunächst eine absurd hohe Entschädigung gefordert hatte. Es wurden auch mehrere Wärmekraftwerke gebaut und auch das Kernkraftwrk Atucha II (das in Néstor Kirchner umgetauft wurde) wurde beendet. Doch all dies reicht nicht aus, um die weiter zunehmende Nachfrage zu befriedigen, umso mehr, als die bestenden Kernkraftwerke überholt werden müssen und dabei keinen Strom liefern. Wäre die Wirtschaft ab 2011 weiter gewachsen, wäre bestimmt Stromknappheit eingetreten.
Zu diesem Zweck hat die Regierung zunächst ein Wärmekraftwerk in Rio Turbio, im südwestlichen Zipfel des Landes, errichtet, das unmittelbar fertig sein soll. Das dortige Bergwerk erzeugt um die 200.000 t Kohle, aber das Kraftwerk benötigt über eine Million. Es handelt sich somit um eine unbegreifliche Fehlinvestition, da das Kraftwerk gebaut wurde, eben um die Kohle von Rio Turbio zu verwenden, die sich sonst schwer verkaufen liess. Jetzt soll das Werk auch mit Gas gespeist werden, zu welchem Zweck eine Gasleitung gebaut werden muss. Ebenfalls wurde der Bau von zwei grossen Wasserkraftwerken am Fluss Santa Cruz zugeteilt. Sowohl das Wärmekraftwerk wie diese Wasserkraftwerke sind sehr unwirtschaftlich.
Die Finanzierung wurde bisher unter den Kirchners vom Staat übernommen. Konzessionen, um Privatkapital anzuziehen, kommen für diese Regierung nicht in Frage. Doch auch wurden keine Kredite von der Weltbank, der Interamerikanschen Entwicklungsbank und der Andenkörperschaft beantragt. Die Weltbank könnte nicht nur einen grossen Teil der Finanzierung bereitstellen, sondern auch beratend wirken. Denn die Bank hat viel Erfahrung auf diesem Gebiet und verfügt über erstklassige Fachleute. Statt dessen hat China einen Kredit für die Wasserkraftwerke in Santa Cruz bereitgestellt, und die Regierung hofft noch weitere zu erhalten, auch von Russland.
Die nächste Regierung wäre gut beraten, wenn sie beim Bau von Kraftwerken die Effizienz berücksichtigt. Das Projekt über ein Wasserkraftwerk bei einem Ort genannt Aña Cuá, das auf einem Nebenarm des Paraná auf der Höhe von Yacyretá errichtet werden kann, ist unverhältnismässig wirtschaftlicher als die grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz. Auch Garabí, am Uruguay-Fluss, das zusammen mit Brasilien gebaut wird, ist sehr wirtschaftlich. Weitere mögliche Wasserkraftwerke sollten auch in Betracht gezogern werden, ebenso wie Windparks, direkte Stromerzeugung mit Sonnenlicht und geothermische Werke. Bei der Erweiterung der Kapazität der Stromerzeugung geht es um hohe Beträge, so dass eine gute Auswahl der Projekte, gute Projektstudien, Pläne zur rationellen Durchführung der Projekte, mit Verkürzung der Bauzeiten, und auch die rechtzeitige Verpflichtung von Krediten, viele Milliarden Dollar sparen können. Man kann nicht mehr aus dem Vollen wirtschaften, wie es die Kirchners getan haben.